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Anfrage  nach  dem  Gesetz  zur  Regelung  des  Zugangs  zu  Informationen  des  Bundes  (Informati- 
onsfreiheitsgesetz  -  IFG) 
Informationsersuchen  zu  einer  Auflistung  aller  von  der  Bundesanstalt  für  Immobilienaufgaben 
(BlmA)  verwalteten  Liegenschaften 
Ihre  E-Mail  vom  07.02.2022 

Mein  Schreiben  vom  11.02.2022 

Anlage 

Sehr  geehrte  Frau  Wittmann, 

auf  Ihren  Antrag  vom  7.  Februar  2022  erlasse  ich  folgenden 

Bescheid: 

1.  Die  begehrte  Auskunft  wird  in  folgendem  Umfang  erteilt: 
a)  Auskunft  über  Postanschrift,  Größe  und  Art  der  Liegenschaft  sowie  Angabe  der  öffentlichen 

Institution,  von  der  die  Liegenschaft  genutzt  wird,  durch  die  beigefügte  tabellarische  Auflis- 
tung  als  PDF-Dokument  (2052  Seiten).  Das  PDF-Dokument  ist  Bestandteil  dieses  Beschei- 

des.  Das  Dokument  ist  passwortgeschützt.  Das  Passwort  zum  Öffnen  der  Datei  wird  Ihnen 

mittels  separater  E-Mail  bekannt  gegeben. 

b)  Von  dieser  Zusammenstellung  ausgenommen  sind  Angaben  über  von  der  BlmA  verwaltete 

sicherheitsrelevante  Liegenschaften,  soweit  diese  Angaben  nicht  bereits  öffentlich  bekannt 
und  nach  $  3  Nr. 1  lit.  b),  Nr.  1  lit.  c),  Nr.  2  IFG  von  der  Bekanntgabe  ausgeschlossen  sind. 

2.  Im  Übrigen  wird  Ihr  Antrag  abgelehnt. 

3.  Die  Festsetzung  von  Gebühren  bleibt  einem  gesonderten  Bescheid  vorbehalten. 

  

Vorstand:  Dr.  Christoph  Krupp  (Sprecher),  Holger  Hentschel,  Paul  Johannes  Fietz 
Anstalt  öffentlichen  Rechts  -  Sitz:  Bonn,  USt-IdNr.:  DE240386446 

  Die  D:  hutzerklärung  der  Bı  für  Immobil  ben  finden  Sie  unter:  www.bundesimmobilien.de/datenschutz.
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Begründung: 

Ihr Antrag auf Informationszugang ist zulässig, aber nur teilweise begründet. 

Nach 8 1 Abs. 1 IFG hat grundsätzlich jeder „gegenüber den Behörden des Bundes einen Anspruch auf 

Zugang zu amtlichen Informationen“. Auch die BImA ist eine Behörde im Sinne dieser Norm. 

Von dem generellen Recht auf Zugang zu amtlichen Informationen gemäß $ 1 Abs. 1 IFG bestehen 

gesetzliche Ausnahmen. Insbesondere sind gemäß $ 3 IFG besondere öffentliche Belange sowie ge- 

mäß 88 5 und 6 IFG die Belange Dritter geschützt. Besteht ein Anspruch auf Informationszugang nur 

zum Teil, ist dem Antrag in dem Umfang stattzugeben, in dem der Informationszugang ohne Preisgabe 

der geheimhaltungsbedürftigen Informationen möglich ist, $ 7 Abs. 2 Satz 1 IFG. 

1. 

Mit Ihrer über die Internetplattform „fragdenstaat.de“ an die BImA gerichteten E-Mail vom 7. Februar 

2022 beantragten Sie Auskunft zu allen ‚momentan von der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben ver- 

walteten Liegenschaften“, „insbesondere deren Adresse, Grundstücksgröße, Art der Liegenschaft“ und 

„welche von der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben verwalteten Liegenschaften von welcher Insti- 

tution der öffentlichen Hand genutzt wird“. 

2. 

Die Prüfung Ihres Antrages hat ergeben, dass Sie einen Anspruch auf Informationszugang in dem aus 

Ziffer 1 des Tenors ersichtlichen Umfang haben. Ein darüber hinausgehender Anspruch besteht nicht. 

a) 
Der Informationszugang zu den o.g. Informationen wird teilweise gemäß $& 3 Nr. 1 lit. b), Nr. 1 lit. c) und 

Nr. 2 IFG eingeschränkt. 

Dies betrifft die in Ziffer 1 lit. b) des Tenors genannten Informationen zu den sicherheitsrelevanten Lie- 

genschaften, die die BlmA verwaltet. 

Nach 8 3 Nr. 1 lit. b) IFG besteht ein Anspruch auf Informationszugang nicht, wenn das Bekanntwerden 

der Information nachteilige Auswirkungen haben kann auf militärische und sonstige sicherheitsempfind- 

liche Belange der Bundeswehr. Sonstige sicherheitsempfindliche Belange sind solche zivilen Sachver- 

halte, die einen unmittelbaren Zusammenhang mit sicherheitsrelevanten militärischen Interessen der 

Bundeswehr aufweisen (BT-Drs. 15/4493, S. 9). 

Neben den militärischen sind auch die nichtmilitärischen Belange der inneren und äußeren Sicherheit 

geschützt, $ 3 Nr. 1 lit. c) IFG. Davon erfasst sind die Sicherheitsbehörden des Bundes, wie beispiels- 

weise die Bundespolizei, der Bundesverfassungsschutz und der Bundesnachrichtendienst (vgl. Schoch, 

Informationsfreiheitsgesetz, 2. Aufl. 2016, $ 3 Rn. 58). Nach $ 3 Nr. 1 lit. c) IFG wird die „Funktionstüch- 

tigkeit des Staates und seiner Einrichtungen" sowie die freiheitlich demokratische Grundordnung des 

Bundes und der Länder einschließlich der Funktionsfähigkeit staatlicher Einrichtungen vor Angriffen von 

außen wie durch Gewalt von Innen geschützt (Roth, in: Berger/ Partsch/ Roth/ Scheel, Informationsfrei- 

heitsgesetz, 2. Aufl. 2013, $ 3, Rdnr. 38). 

Von der Auskunftserteilung ausgeschlossen sind auch Informationen, deren Bekanntwerden die öffent- 

liche Sicherheit gefährden kann, $ 3 Nr. 2 IFG. Hierunter fallen neben der Unversehrtheit der Rechts- 

ordnung und der grundlegenden Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates auch die Unversehrt- 

heit von Gesundheit, Ehre, Freiheit, Eigentum und sonstigen Rechtsgütern der Bürger. Geschützt wer- 

den sowohl das Wohl des Bundes bzw. eines Bundeslandes als auch die subjektiven Rechte und
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Rechtsgüter Einzelner (vgl. Schoch, Informationsfreiheitsgesetz, 2. Aufl. 2016, 8 3 Rn. 152). 

Die angefragten Informationen zu Postanschrift, Art und Größe der Liegenschaft sowie der nutzenden 

öffentlichen Institution weisen sowohl in ihrer Gesamtheit als auch im Einzelnen einen unmittelbaren 

Zusammenhang zu sicherheitsrelevanten Interessen der Bundeswehr oder der Sicherheitsbehörden 

des Bundes und der öffentlichen Sicherheit auf. 

Die Herausgabe der von Ihnen erbetenen Informationen zu Postanschrift und nutzender öffentlicher 

Institution hätte zur Folge, dass Standorte veröffentlicht werden würden, deren Lage und Nutzung zum 

Schutz der Tätigkeiten dieser Behörden und deren Beschäftigten geheim zu halten sind. Durch eine 

Veröffentlichung dieser Standortinformation würde der Schutz der Beschäftigten und Einrichtungen 

nicht mehr gewährleistet sein. Durch eine Bekanntgabe wäre die Unversehrtheit von grundlegenden 

Einrichtungen und deren Beschäftigten gefährdet. 

Darüber hinaus könnten in Verbindung mit den weitergehenden Angaben zur Größe und Nutzungsart 

der Liegenschaft sensible und schützenswerte verwaltungsinterne Strukturen offengelegt werden. Es 

könnten Rückschlüsse auf bestimmte Tätigkeiten der Behörde vor Ort sowie zum Personalkörper und 

der Organisationsgröße geschlossen werden. 

Aufgrund der dargelegten möglichen nachteiligen Auswirkungen auf sicherheitsempfindliche Belange 

der Bundeswehr oder auf Belange der inneren oder äußeren Sicherheit und eine mögliche Gefährdung 

der öffentlichen Sicherheit sind diese Angaben geheim zu halten. 

Ein Anspruch auf Zugang zu diesen Informationen besteht nicht. 

b) 
Nicht vom Informationszugang ausgeschlossen und in der Auflistung enthalten sind Informationen zu 

sicherheitsrelevanten Liegenschaften, deren Beschaffung aus allgemein zugänglichen Quellen möglich 

ist und die keine sicherheitsempfindlichen Belange der Bundeswehr oder der Sicherheitsbehörden und 

den Schutz der öffentlichen Sicherheit berühren. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch bei der 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Ellerstraße 56, 53119 Bonn erhoben werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftra 

 


